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Einleitung 

Seit gut zehn Jahren wird der EuGH in zunehmendem Maße mit 
Schadensersatzklagen Einzelner befaßt, mit denen Ausgleichsansprüche 
wegen normativen HandeIns der EWG geltend gemacht werden. In der 
Praxis haben die meisten Haftungsklagen nach Art. 178, 215 Abs. 2 
EWGV angeblich fehlerhafte Rechtsetzungsakte der Gemeinschafts-
organe zum Gegenstand. Die geltend gemachten Ansprüche bewegen 
sich fast durchgehend in beträchtlicher finanzieller Höhe. Die mit einer 
Haftung für normatives Unrecht verbundenen Probleme haben damit 
auf Gemeinschaftsebene eine in den Mitgliedstaaten bislang unbe-
kannte, große praktische Bedeutung erlangt. 

Die Frage, unter welchen Voraussetzungen Rechtsetzungsakte eine 
Haftung der EWG auslösen können, rührt an grundsätzliche Aspekte 
der Gemeinschaftsstruktur und des Rechtsschutzsystems des EWGV. 
Als methodischen Ansatz gibt der Wortlaut des Art. 215 Abs.2 EWGV 
den rechtsvergleichenden Rückgriff auf die einzelnen Rechtsordnun-
gen der Mitgliedstaaten und deren allgemeine Rechtsgrundsätze aus-
drücklich vor. Daneben steht der Zwang zu einer rechtsschöpferischen 
Wertungs- und Interessenjurisprudenz, die sich an den Zielen und an 
der Struktur der Gemeinschaft zu orientieren hat. Bei der rechtsver-
gleichenden Analyse steht der primäre und sekundäre Rechtsschutz 
gegen Verordnungen der Exekutive und gegen parlamentarische Ge-
setze im Vordergrund; darüber hinaus sind auch Regeln der nationalen 
Deliktsrechte einzubeziehen. Die Voraussetzungen für eine Gemein-
schaftshaftung für normatives Unrecht hängen maßgeblich davon ab, 
ob man die Rechtsetzungsakte der Gemeinschaftsorgane unter haf-
tungsrechtlichen Gesichtspunkten eher den förmlichen Gesetzen oder 
den allgemeinen Regelungen der innerstaatlichen Exekutive gleich-
stellt. Dabei leistet die beliebte Formel vom "Legitimations defizit" von 
Rat und Kommission weniger als der Blick auf die konkrete Ausge-
staltung des Gerichtsschutzes gegen ihr normatives Handeln und auf 
die weitgehende Austauschbarkeit von Rechtssatz und Einzelakt im 
Gemeinschaftsrecht. 

Das Spannungsverhältnis zwischen dem Schutz der wirtschaftlichen 
Dispositionsfreiheit einerseits und der Funktionsfähigkeit der Gemein-
schaft und ihrer Organe andererseits tritt bei der Haftung für Recht-
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setzungsakte in besonderer Schärfe hervor. Es liegt nahe, Lücken im 
kassatorischen Gerichtsschutz Einzelner gegen normatives Handeln 
über die Schadensersatzklage zu kompensieren und diesen Rechtsbe-
helf zu einem effektiven Instrument sekundären Rechtsschutzes zu 
machen. Aus marktwirtschaftlicher Sicht gebieten vor allem - häufig 
bei Verordnungen für den Agrarsektor gerügte - wettbewerbsver-
zerrende Auswirkungen allgemeiner Regelungen die Wiederherstel-
lung des gestörten Wettbewerbsgleichgewichts durch Ausgleichsleistun-
gen. Rechtspolitisch läßt sich die disziplinierende und präventive Funk-
tion einer Gemeinschaftshaftung ins Feld führen. Auf der anderen 
Seite sollten wirtschaftliche Risiken, die einer unternehmerischen 
Betätigung im Gemeinschaftsraum vorgegeben sind, nicht vorschnell 
auf die Gemeinschaft überwälzt werden. Wenn die "Haftungsschwelle" 
allzuweit herabgesetzt wird, kann dies ernsthafte budgetäre Schwie-
rigkeiten für die Gemeinschaft nach sich ziehen. Wie die Praxis zeigt, 
sind etwa bei angeblich wettbewerbsverzerrenden Maßnahmen im 
Agrarbereich oder bei Einwirkungen auf langfristige Dispositionen 
durch Änderungen von Regelungen für Währungsausgleichsbeträge 
oder für Ausfuhrerstattungen sieben- oder achtstellige Schadensbeträ-
ge nichts Außergewöhnliches. Einer Ausuferung der Gemeinschaftshaf-
tung ließe sich bei zu sehr aufgelockerten Haftungsanforderungen nur 
durch eine große Zurückhaltung beim Verdikt der Rechtswidrigkeit 
begegnen, etwa über eine Erweiterung des den Gemeinschaftsorganen 
zuerkannten wirtschaftspolitischen Gestaltungsspielraums über das 
bisherige Maß hinaus; damit wäre den von Rechtsetzungsakten ge-
schädigten Marktbürgern nicht gedient. 

Der EuGH hat im Jahre 1971 zum erstenmal die Möglichkeit einer 
Gemeinschaftshaftung für normatives Unrecht ausdrücklich anerkannt; 
dabei hat der Gerichtshof das Haftungsmerkmal der "hinreichend qua-
lifizierten Verletzung einer höherrangigen, dem Schutz des einzelnen 
dienenden Rechtsnorm" entwickelt. Diese Formel hat die Judikatur in 
der Folgezeit durch drastische Anforderungen an die Schwere des den 
Gemeinschaftsorganen angelasteten Rechtsverstoßes und an dessen 
schädigende Auswirkungen konkretisiert. Leiten lassen hat sich der 
Gerichtshof wohl vom Vorbild der Rechtsprechung des französischen 
Conseil d'Etat zur Haftung für Legislativakte und von der Vorschrift 
des Art. 34 Abs.1 S.3 EGKSV. Die restriktive Rechtsprechung des 
EuGH hat in der Literatur aus dogmatischen und rechtspolitischen 
Gründen kritische, häufig schroff ablehnende Aufnahme gefunden. 

Trotz aller Bedenken gegen die vom EuGH herangezogenen Haf-
tungsmerkmale wird man der Rechtsprechung nur in wenigen Fällen 
eindeutig unangemessene Ergebnisse attestieren können. Dies beruht 
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einmal darauf, daß der Gerichtshof mit Recht den Gemeinschaftsorga-
nen einen erheblichen wirtschaftspolitischen Gestaltungsspielraum ein-
räumt, so daß eine Haftung meist schon an der Rechtmäßigkeit der 
beanstandeten Regelung scheitert. Haftungsrechtliche Relevanz haben 
in der Praxis vor allem der Grundsatz des Vertrauensschutzes und das 
spezielle Diskriminierungsverbot des Art. 40 Abs. 3 Unterabs. 2 EWGV. 
Anders als bei Verletzungen des Vertrauens auf Rechtskontinuität hat 
der Gerichtshof die Haftung für festgestellte Verstöße gegen das spe-
zielle Diskriminierungsverbot mehrfach wegen der fehlenden qualifi-
zierten Rechtsverletzung verneint. Dies mag damit zusammenhängen, 
daß der Gerichtshof oft dazu neigt, eine Verletzung des Diskriminie-
rungsverbotes von Art.40 EWGV recht rasch anzunehmen, ohne ge-
nauer auf die Auswirkungen der beanstandeten Verordnungen auf den 
Wettbewerb und auf die MarktsteIlung der Betroffenen gegenüber 
ihren Konkurrenten einzugehen. So gesehen stellt sich die zulasten der 
Marktbürger sehr strenge Judikatur zur Haftung als Kehrseite einer in 
diesem Punkt eher großzügigen Annahme von Rechtsverstößen dar. 

Das im folgenden vertretene Konzept knüpft eine Haftung der Ge-
meinschaft an die Verletzung subjektiv-öffentlicher Rechte. Dieser 
Ansatz dürfte über eine ausreichende rechtsvergleichende Basis verfü-
gen und ist durch eine deutliche Parallele zum neuen deutschen Staats-
haftungsgesetz vom 26.6.1981 charakterisiert. Obwohl dieses Gesetz 
vom BVerfG wegen fehlender Gesetzgebungskompetenz des Bundes für 
verfassungswidrig erklärt worden ist, kommt den dort vorgesehenen 
Regelungen im Rahmen von Art.215 Abs.2 EWGV große Bedeutung 
zu. Eine Haftungsbegrenzung läßt sich einmal durch das Erfordernis 
des materiellen Zuweisungsgehalts der verletzten Norm erreichen. 
Dies wirkt sich vor allem bei Rechtsverstößen aus, die sich in einer 
Verletzung der allgemeinen Handlungsfreiheit durch unverhältnis-
mäßige Maßnahmen erschöpfen. Hier werden keine subjektiven Rechte 
oder Interessen tangiert, die nicht "an sich" zur Disposition der Recht-
setzungsorgane stehen. Eine weitere Begrenzung der Haftung ergibt 
sich durch den Schutzzweck der verletzten Norm. 

Umstritten ist die Frage einer konkurrierenden Haftung von Ge-
meinschaft und Mitgliedstaaten bei der Durchführung rechtswidriger 
Gemeinschaftsregelungen durch nationale Behörden. Die Subsidiarität 
der Gemeinschaftshaftung, von der die Rechtsprechung des EuGH aus-
geht, erscheint als fragwürdige Lösung. 

Das Verhältnis der Klage nach Art. 178, 215 Abs.2 EWGV zu den 
anderen gemeinschaftsinternen Rechtsbehelfen hat der Gerichtshof im 
Sinne der Eigenständigkeit der Schadensersatzklage geklärt. Bei einem 
Nebeneinander von angeblich rechtswidrigen Gemeinschaftsregelungen 
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